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Israel führt Krieg gegen Gaza. Als Reaktion auf die Angriffe vom 7. Oktober droht es mit blutiger
Rache. Seit über 14 Tagen fliegt die Armee massive Angriffe gegen Gaza, aber auch auf Stellungen
im Libanon und Syrien. In der Westbank wurden Palästinenser:innen, die sich mit Gaza
solidarisieren, umgebracht – bisher über 100. Bei den Einsätzen der israelischen Luftwaffe und mit
Raketen sind bisher über 6.000 Menschen in Gaza getötet worden. Rund eine Million
Palästinenser:innen – die Hälfte der Bewohner:innen der Gazastreifens – befindet sich auf der Flucht
nach Süden. Israel hat tagelang die Versorgung mit Wasser, Medikamenten und Energie
unterbrochen. Die begrenzte Zahl LKWs, die den Grenzübergang Rafah passieren dürfen, ist lt. UNO
total unangemessen niedrig. Die Bevölkerung Gazas wird faktisch ausgehungert und
Krankenhäusern die Stromlieferung verweigert, die für Operationen an einer zunehmenden Zahl von
Opfern benötigt wird. Eine humanitäre Katastrophe findet vor den Augen der Weltöffentlichkeit
statt.

Dabei stehen wir erst am Beginn dessen, was droht. Eine Bodeninvasion der IDF steht bevor. Die
israelische Regierung und der Generalstab verkündeten die größte Mobilisierung der Armee in der
Geschichte des Landes. 360.000 Reservist:innen wurden einberufen. Ihre Aufgabe: Hamas
vernichten, Gaza von „Terrorist:innen“ und allen, die Widerstand leisten, „säubern“. Ganzen Städten
und der Infrastruktur droht Zerstörung. Hunderte Panzer und Artilleriefahrzeuge, Zehntausende
Soldat:innen machen sich zum Sturm auf Gaza bereit, dessen Norden schon jetzt weitgehend dem
Erdboden gleichgemacht wurde.

Angesichts dieser nationalistischen Mobilisierung treten die Differenzen zwischen Regierung und
Opposition im zionistischen Lager zurück. Der Regierung der nationalen Einheit und einem
fünfköpfigen Kriegskabinett aus Vertreter:innen von Regierung und Opposition wurden weitgehend
unbeschränkte Vollmachten eingeräumt.

Israels Kriegsziele und deren Widersprüche
Die israelische Strategie zielt auf die „Säuberung“ und Vernichtung des gesamten palästinensischen
Widerstandes in Gaza. Die Hamas, aber auch sämtliche andere Organisationen, die sich zur Wehr
gesetzt haben und setzen (Islamischer Dschihad, PFLP, DFLP), sollen ausradiert werden. Um dafür
den Boden vorzubereiten, werden Städte und Infrastruktur systematisch zerstört und große Teile
der Bevölkerung vertrieben. Diese sollen den Norden Gazas verlassen oder es drohen „verheerende
humanitäre Konsequenzen“ – mit anderen Worten der Mord an Tausenden und Abertausenden.
Danach sollen die Bodentruppen folgen und der Süden des Landes „gesäubert“ werden.

Ältere Menschen und Schwerkranke werden nicht in der Lage sein zu gehen.  Die
Krankenhausbehörden sagen, dass es unmöglich sein wird, ihre Patient:innen und die Opfer der
anhaltenden Bombardierung über die verkraterten und durch Ruinen blockierten Straßen zu
transportieren, die immer noch unter Luftangriffen stehen. Die Verdoppelung der
Bevölkerungsdichte in einem Gebiet, das ohnehin schon am stärksten überbevölkert ist und in dem
es weder Ersatzunterkünfte noch Wasser- oder Treibstoffvorräte gibt, ist zumindest eine kollektive
Bestrafung. Wenn sie in vollem Umfang durchgeführt wird, wäre es korrekter, dies als Völkermord
zu bezeichnen.

https://arbeiterinnenmacht.de/2023/10/26/resolution-zum-krieg-gegen-gaza/


Rücksicht auf die Zivilbevölkerung wird von Seiten der Notstandskabinetts und der Armee nur
genommen, um das Gewissen der „demokratischen“ Öffentlichkeit im Westen zu beruhigen und
Brüche in der Front der Unterstützer:innen im Inneren zu vermeiden. Die internationalen
Unterstützer:innen Israels, allen voran die USA, Britannien und die führenden EU-Mächte,
Deutschland und Frankreich, fürchten zudem, dass eine lange, extrem barbarische Kampagne gegen
die Bevölkerung Gazas im gesamten Nahen Osten einen Flächenbrand entfachen könnte. Sie
fürchten, dass die reaktionären Verbündeten in den arabischen Staaten (Saudi-Arabien, Ägypten und
die Golfölmonarchien) ihre faktische Tolerierung der israelischen Politik der letzten Jahre nicht
mehr aufrechterhalten könnten und der westliche imperialistische Einfluss weiter geschwächt
werden würde.

Israel und seine Verbündeten, allen voran alle westlichen imperialistischen Regierungen,
rechtfertigen den Krieg als „Akt der Selbstverteidigung“ gegen den „Terrorismus“ der Hamas. Sie
erklären ihre „bedingungslose Solidarität“ mit Israel. Die USA entsenden zwei Flugzeugträger mit
Einsatzkräften ins östliche Mittelmeer. Frankreich, Deutschland, die EU und Britannien versprechen
Extrawaffenlieferungen und materielle Hilfe. Zugleich mahnen Biden, Scholz und die anderen
Staats- und Regierungschef:innen der westlichen Welt die Einhaltung des Völker- und Kriegsrechts
ein, weil sie fürchten, dass eine zu rücksichtslose Misshandlung auch die ohnedies angeschlagene
westliche imperialistische Dominanz im Nahen Osten weiter schwächen könnte.

Die Vorstellung, dass es sich bei dem Angriff Israels um einen Krieg zur Selbstverteidigung handle,
stellt die Wirklichkeit auf den Kopf. Es geht nicht nur um die Vernichtung der Hamas und aller
bewaffneten, Widerstand leistenden palästinensischen Gruppierungen. Es geht darum, den
Widerstandswillen und die Widerstandsfähigkeit der ganzen palästinensischen Nation zu brechen.
Nur zu gut wissen die Vertreter:innen des zionistischen Regimes und dessen imperialistischen
Verbündete, dass Jahrzehnte der Repression, von Bombardements, Militäroperationen diesen nicht
zu brechen vermochten, auch wenn sie die Lage der Palästinenser:innen immer mehr
verschlechterten, diese immer mehr marginalisierten und die Vertreibung der Bevölkerung seit
Gründung des Staates Israel fortsetzen.

Daher drängt extrem rechte Flügel der israelischen Führung auf die Vertreibung der Bevölkerung
Gazas, auf die „vollständige Säuberung“, auf Massenexodus – und ist dafür bereit, den Tod
Tausender und Abertausender, ja ein Pogrom an der gesamten Bevölkerung in Kauf zu nehmen. Die
Notstandsregierung und die Armeeführung haben sich zumindest teilweise diese Rhetorik zu eigen
gemacht. Sie entmenschlichen die Palästinenser:innen rassistisch als „menschliche Tiere“, die wie
wilde Tiere behandelt werden müssen. Allen, die nicht flüchten, drohen sie mit „verheerenden
humanitären Konsequenzen“. Gaza soll lt. Ihren Aussagen nach der Militäroperation nicht mehr
wieder entstehen, wie es einmal war.

Unklar ist jedoch, wie das genau geschehen soll. Eine Bodeninvasion und ein unter Umständen
langwieriger Guerillakampf gegen die von Hamas geführten Kämpfer:innen werden die kommenden
Tage, Wochen, wenn nicht Monate andauern. Die israelische Regierung hat erklärt, dass sie
beabsichtigt, den Gazastreifen vollständig vom übrigen Palästina abzuschneiden. Wie dieser Kampf
endet, welche Seite politisch siegt und welche „Ordnung“ in Gaza errichtet, hängt natürlich auch
von der Entschlossenheit des Widerstandes wie auch von der Rücksichtslosigkeit des zionistischen
Angriffs ab. Geht es nach der israelischen Rechten und großen Teilen des Kabinetts, die sich auf sie
stützen, so kann es dort bis zur Massenvernichtung an den Palästinenser:innen gehen. Im Moment
gehen die Äußerungen der Notstandsregierung in diese Richtung, aber das darf nicht drüber
hinwegtäuschen, dass es keine Einheitlichkeit im zionistischen Lager bezüglich der längerfristigen
Kriegsziele und der zukünftigen „Neuordnung“ Gazas gibt.

Daher werden der israelischen Rechten auch Grenzen im Inneren gesetzt. Ein Flügel im



zionistischen Lager will einen gewissen Restbestand der „demokratischen“ Herrschaftsform in Israel
sichern (und zwar nicht nur gegenüber Netanjahu), sondern auch palästinensische Kräfte wie die
Fatah und die PNA (Palästinensische Nationalbehörde) in Zukunft als ihren verlängerten Arm
integrieren.

Vor allem aber drängen die internationalen Verbündeten Israels darauf, dass es zu keiner
dauerhaften Besetzung Gazas kommt, dessen zukünftige Verwaltung formell von palästinensischen
Kräften übernommen werden soll. Diese Bedingungen sind zugleich auch wichtig, um Saudi-Arabien,
Ägypten und andere arabische Staaten als Verbündete zu halten und auch für eine etwaige
Wiederaufnahme von Gesprächen am Ende der Gazaoperation mit zu gewinnen. Das setzt aber
zumindest voraus, eine Scheinlösung der „Palästinafrage“ zu verkaufen, obwohl Israels
unerbittlicher Ausbau der Siedlungen dies praktisch unmöglich gemacht hat.

Auswirkungen und Ursachen des Angriffs
Der Angriff der von Hamas geführten palästinensischen Kräfte aus Gaza hat die Palästinafrage
wieder ins Zentrum der Politik im Nahen Osten und auch der internationalen Politik gerückt.

Die US-Strategie seit Trump, die der israelischen Regierung unter Netanjahu wie auch von
Armeeführung und Geheimdienst setzten auf eine „Friedenslösung“ im Nahen Osten ohne
Einbeziehung der Palästinenser:innen. Diesbezüglich wurde die Politik Trumps unter Biden
fortgesetzt und die EU und deren führende Mächte folgten dabei den USA. Die Abkommen mit den
Vereinigten Arabischen Emiraten, die Verhandlungen mit Saudi-Arabien und anderen Staaten zur
längerfristigen „Normalisierung“ mit Israel schienen diese Strategie zu bestätigen.

Der israelische Staat ging im Grunde davon aus, dass er die Palästinenser:innen weiter ohne
wirksamen Widerstand und großen internationalen Aufschrei marginalisieren könnte, Siedlungsbau
und Landraub in der Westbank weiter voranschreiten würden und Gaza abgeriegelt und seine
Bevölkerung weiter ausgehungert würde. Die Ermordung von über 300 Palästinenser:innen in der
Westbank und der weitere Landraub bis zum Oktober 2023 schienen das auch zu bestätigen. Die
Proteste des Iran und seiner Verbündeten waren einkalkuliert vorsichtig. Weder das Regime in
Teheran noch die Hisbollah hatten ein Interesse an einer wirklichen militärischen Konfrontation.

Die meisten Staaten des Nahen Ostens haben in den letzten Jahren den Weg Ägyptens und
Jordaniens beschritten und faktisch ihren Frieden mit Israel gemacht. Das Schicksal der
Palästinenser:innen stellte kein Hindernis für eine Intensivierung des wirtschaftlichen Austauschs
dar. Auch in geostrategischer Sicht haben z. B. Israel und die Türkei als wichtige
Waffenlieferant:innen und Unterstützer:innen Aserbaidschans bei der Vertreibung der
Armenier:innen aus Bergkarabach (Arzach) kooperiert. Kein Wunder also, dass die ersten
Erklärungen der Arabischen Liga zum Angriff der Hamas auf Israel und zum angedrohten
Vergeltungsschlag sehr vorsichtig ausfielen. Bis heute rufen Ägypten, Saudi-Arabien oder Jordanien
zur „Mäßigung auf allen Seiten“ oder zu einer Waffenruhe auf. Allerdings hat Saudi-Arabien die
Verhandlungen mit Israel ausgesetzt.

Auch wenn zur Zeit die arabischen Staaten kein Interesse an einer direkten Konfrontation mit Israel
hegen, so hat der Angriff der Hamas der zuletzt verfolgten Nahoststrategie des US-Imperialismus
und seiner Verbündeten einen schweren Schlag versetzt. Die Vorstellung, den Nahen Osten unter
Ausschluss der Palästinenser:innen zu befrieden, entpuppte sich als reaktionäre Illusion. Sie ist
gescheitert.

Der Angriff der Hamas war sicherlich durch mehrere Faktoren motiviert und auch Resultat einer
Entscheidung des militärischen Flügel gegen den politischen, der in Katar sitzt. Dieser fürchtete die



absehbare vernichtende Reaktion Israels. Doch die immer größere Marginalisierung der
Palästinenser:innen in der Westbank und in Gaza in den letzten Jahren stellte die Hamas wie den
gesamten Widerstand auch vor die prekäre Alternative, entweder immer mehr mit dem Rücken an
die Wand gedrückt zu werden oder einen Ausbruch aus dem Freiluftgefängnis Gaza zu wagen, wohl
wissend, dass der Zionismus in jedem Fall mit massiven Angriffen reagieren würde. Der Ausbruch
war also wesentlich eine Reaktion auf die immer größere Isolierung und den drohenden Wegfall
vorgeblicher Verbündeter der Palästinenser:innen wie Saudi-Arabien.

Insgesamt hat der Krieg gegen Gaza die Lage im Nahen Osten grundlegend verändert und ihn zu
einem Zentrum der Instabilität gemacht. Während auf der einen Seite eine konterrevolutionäre,
barbarische Vertreibung aus Gaza und eine Vernichtung des palästinensischen Widerstandes
drohen, können auf der anderen die Unterdrückten die aktuelle Lage auch zu ihren Gunsten
wenden, wenn sie die inneren Widersprüche im Lager des Zionismus und der imperialistischen
Reaktion nutzen. Das erfordert wiederum, dass die Arbeiter:innenklasse als selbstständige, führende
Kraft in der Solidarität mit Palästina, und damit verbunden auch in Palästina, in Erscheinung tritt.

Nur, wenn sie angesichts der Angriffe des Zionismus bedingungslos auf Seiten der Unterdrückten
steht, den Widerstand trotz dessen reaktionärer politischer  Führung unterstützt und gegen die
Regierungen im Westen mobilmacht, mit der Unterstützung Israels bricht und sich mit ihren
Klassenbrüdern und Schwestern im globalen Süden zusammenschließt, kann sie auch als
verlässliche Verbündete des palästinensischen Volkes in Erscheinung treten.

Nur dann werden die palästinensischen Massen erkennen können, dass die reaktionären arabischen
und islamistischen Regime nicht ihre Verbündeten sind, wohl aber deren Arbeiter:innen und Jugend,
und es eine wirkliche Alternative zur Politik und Strategie von Hamas und Fatah gibt – eine Politik,
die den Kampf um nationale Befreiung mit dem für die sozialistische Revolution verbindet. Nur so
wird es möglich sein, dass die palästinensische Arbeiter:innenklasse auch zur führenden Kraft des
Befreiungskampfes werden kann. Und schließlich wird es nur unter der Bedingung eines massiven
Widerstandes und der weltweiten Unterstützung Palästinas möglich sein, die israelische
Arbeiter:innenklasse vorm Zionismus zu retten, so dass nicht nur einer politisch fortgeschrittenen
antizionistischen Minderheit, sondern auch der Masse der Lohnabhängigen klar wird, dass sie der
Zionismus nicht nur zu Kompliz:innen der Unterdrückung macht, sondern dass ihre Freiheit und
Sicherheit unter einem Regime, das auf der Unterdrückung einer anderen Nation aufbaut, letztlich
eine Schimäre ist.

Die internationale Reaktion
Die internationalen Reaktionen auf den Ausbruch der Hamas und auf den Krieg gegen Gaza könnten
nicht unterschiedlicher ausgefallen sein. Während die USA, Britannien, Japan und die EU-Mächte
Israel unterstützen, rufen die imperialistischen Rivalen Russland und China ebenso wie die meisten
Staaten des globalen Südens zum Waffenstillstand und zu humanitärer Hilfe auf. Natürlich
verurteilen auch sie mehr oder weniger offen Hamas und den palästinensischen Widerstand. Sie
wollen zum Vorkriegszustand zurückkehren.

Natürlich hat die Politik Moskaus oder Peking nichts mit Solidarität mit Palästina zu tun. Sie
verfolgen nur eigene, dem Westen entgegengesetzte imperialistische Interessen und hoffen so, ihre
geostrategischen Positionen zu stärken. Die verschiedenen Regionalmächte in der Region lehnen
den Angriff Israels offener oder verdeckter ab, rufen zu „Mäßigung“ auf, weil sie damit sowohl
eigene Interessen verfolgen, aber auch weil sie eine Destabilisierung in ihren eigenen Ländern und
damit ihrer eigenen Herrschaft fürchten. Reaktionäre islamistische Regime wie der Iran oder
reaktionäre islamistische Bewegungen inszenieren sich außerdem als einzig konsequente



Verbündete der Palästinenser:innen. Dass dabei offen Antisemitismus propagieren, muss ebenso
entlarvt werden wie ihr Versuch, von ihrer eigenen Diktatur und der Unterstützung
konterrevolutionärer Regime z. B. in Syrien demagogisch abzulenken.

Doch diese vorgeblichen reaktionären „Freund:innen“ oder „Unterstützer:innen“ Palästinas dürfen
den Blick nicht darauf verstellen, dass die Sympathie der Massen in den meisten Ländern der Welt
dem palästinensischen Volk und seinem Befreiungskampf gilt. Die Masse der Arbeiter:innen,
Bauern/Bäuerinnen und der Jugend in den halbkolonialen Ländern durchschaut sehr genau, dass die
Darstellung des Krieges als eines zwischen israelischer „Demokratie“ gegen „islamistischen Terror“
seine Ursachen und seinen Charakter verschleiert, dass es sich um einen Krieg eines
Unterdrückerstaates gegen die Unterdrückten handelt. Genau das wissen auch die
palästinensischen und arabischen Migrant:innen in den westlichen Ländern sowie die große
Mehrzahl der rassistisch unterdrückten Bevölkerung.

Daher gehen seit Wochen Massen auf die Straße, folgen dem Aufruf zu Großdemonstrationen und
globalen Aktionstagen. Die Straßen im globalen Süden füllen sich – und daraus kann und soll eine
internationale Massenbewegung der Solidarität mit Palästina werden. Selbst in den westlichen
Staaten ist die öffentliche Meinung nicht so eindeutig für Israel ausgerichtet, wie die Regierungen
uns gern glauben machen möchten.

In London beteiligten sich 150.000 am 14. Oktober an einer Demonstration in Solidarität mit
Palästina und 300.000 am 21. Während in Britannien das Demonstrationsrecht noch anerkannt ist,
greifen andere europäische Länder wie Deutschland und, in geringerem Maße Frankreich, zu
extremen rassistischen und antidemokratischen Maßnahmen, verbieten Kundgebungen in Solidarität
mit Gaza regelmäßig, nehmen hunderte Menschen fest, die sich den Verboten nicht beugen wollen
und kriminalisieren alle Organisationen des palästinensischen Widerstandes.

Zur Legitimierung diese Maßnahmen greifen sie auf die Lüge zurück, dass Antizionismus, ja fast
jede Israelkritik antisemitisch sei. Selbst der Verweis auf die Ursachen des gegenwärtigen Konflikts
gilt schon als „Relativierung“ des „islamistischen Terrors“. Diese Hetze verknüpft sich mit einer
dramatischen Zunahme des antimuslimischen Rassismus und soll die Bevölkerung der
„demokratischen“ Staaten auf die weitere Aushebelung demokratischer Rechte vorbereiten und
darauf einschwören, mit Israel auch dann solidarisch zu bleiben, wenn immer mehr Bilder über die
Massaker und Kriegsverbrechen seitens der israelischen Armee öffentlich werden.

Der extreme Kontrast zwischen der Lage in den halbkolonialen und westlichen imperialistischen
Ländern zeigt auch, was von der Behauptung zu halten ist, dass die ganze Welt hinter Israel stände.
Unter der Welt werden vor allem die Länder Nordamerikas und Europas verstanden, die gerade
einmal 12 % der Weltbevölkerung beheimaten – und auch dort ist die öffentliche Meinung vor allem
die, die von den auf die imperialistische Staatsräson getrimmten Medien veröffentlicht wird, die sich
in der Hand der westlichen Staaten oder der Monopolkonzerne im Medienbereich befinden.

Diese spiegeln vor allem die Interessen der imperialistischen Regierungen und Bourgeoisien wider.
Sie können sich aber auch auf die Führungen der bürokratisierten Gewerkschaften und der meisten
reformistischen Parteien stützen – sei es die SPD in Deutschland, Labour in Britannien oder die
schwindsüchtige PS in Frankreich. Auch die Mehrzahl der europäischen Linksparteien solidarisiert
sich uneingeschränkt oder verdeckt mit Israel oder nimmt eine „neutrale“ Haltung im Kampf
zwischen Unterdrückten und Unterdrücker:innen ein. Dies verdeutlich einmal mehr den
sozialchauvinistischen und proimperialistischen Charakter dieser Parteien und bürokratisierten
Gewerkschaftsapparate.

Während sie sich über den „Terror“ der Hamas empören und die Tötung unschuldiger Zivilist:innen



anprangern, versichern sie den israelischen Angriffen auf Gaza ihre Unterstützung, denen Tausende
unschuldige palästinensische Zivilist:innen zum Opfer gefallen sind und weiter fallen werden. Statt
die Seite der Arbeiter:innen und Unterdrückten in Gaza zu ergreifen, statt die palästinensischen und
arabischen Migrant:innen gegen Rassismus und Repression zu verteidigen, unterstützen diese
Berufsverräter:innen die Unterdrückung.

Der Aufbau einer Solidaritätsbewegung mit Palästina ist unmöglich ohne einen entschlossenen
Kampf gegen diese chauvinistischen und proimperialistischen Irreführer:innen der
Arbeiter:innenklasse. Die notwendige und berechtige Kritik an den Führungen des palästinensischen
Befreiungskampfes, an Hamas, Dschihad, aber auch den militanten Kräften der Fatah, der PFLP und
der DFLP hat nur dann einen revolutionären und fortschrittlichen Wert, wenn sie auf der Grundlage
der Unterstützung des Befreiungskampfes formuliert wird. Ansonsten bleibt sie im gegenwärtigen
Krieg bestenfalls nur eine beredte Form der Passivität oder wie bei den reformistischen Führungen
eine der Unterstützung der zionistischen und imperialistischen Aggression.

Aufgaben der Arbeiter:innenbewegung
Die erste und vordringliche Aufgabe der Linken und Arbeiter:innenbewegung auf der ganzen Welt
besteht darin, den palästinensischen Befreiungskampf zu unterstützen. Wir treten für die Niederlage
Israels ein und solidarisieren uns mit dem Widerstand in Gaza und ganz Palästina. Zugleich
verschweigen wir unsere grundlegenden Differenzen mit der reaktionären Hamas, mit Dschihad,
aber auch mit der palästinensischen Linken nicht. Wir unterstützen den Befreiungskampf trotz
seiner Führung und ihrer falschen Strategie, Politik und Programmatik.

Die Stellung des zionistischen Staates im Nahen Osten, seine zentrale Rolle als Statthalter
westlicher imperialistischer Interessen, die enorme Hochrüstung der israelischen Armee und das
Ausmaß westlicher Unterstützung bedeuten auch, dass der palästinensische Widerstand
internationale Unterstützung braucht. Daher bedarf es einer internationalen Strategie, um den
Kampf zum Sieg zu führen.

1. Widerstand und Befreiungskampf in Palästina

Im gegenwärtigen Krieg, im Angriff auf Gaza unterstützen wir den bewaffneten palästinensischen
Widerstand. Je länger sich dieser der IDF entgegenstellen kann, desto höher wird der politische und
materielle Preis für den Angriff und die Invasion.

Der Ausbruch der Hamas-geführten Kräfte aus Gaza verkörperte selbst einen legitimen Akt im
nationalen Befreiungskampf. Unterdrückte haben das Recht, aus einem Territorium auszubrechen,
in dem sie vom unterdrückenden Staat über Jahre inhaftiert werden, ihre Versorgung von diesem
blockiert und rationiert wird, ein großer Teil der Bevölkerung zur Arbeitslosigkeit verurteilt ist, wo
immer wieder Infrastruktur, Wohnungen, Sozial- und Gesundheitseinrichtungen zerstört werden.

Es ist im Kampf gegen nationale Unterdrückung natürlich legitim, die militärischen Institutionen
und Einheiten des/r Unterdrücker:in anzugreifen, auf Raketenbeschuss mit Raketen zu antworten. In
allen Kriegen sind zivile Opfer unvermeidlich, obwohl mutwillige Grausamkeit gegenüber
Zivilist:innen nicht nur den Opfern schadet, sondern als Rechtfertigung für die weitaus größere
Grausamkeit der Unterdrücker:innen erscheint.

In Wirklichkeit ist auch nicht die Hamas Verursacherin solch Blutvergießens und Schreckens. Es ist
vielmehr der zionistische Staat Israel, der auf der rassistischen, kolonialistischen Vertreibung der
Palästinenser:innen basiert. Auf dieser Basis ist jede demokratische und fortschrittliche Lösung
unmöglich. Solange dieser herrscht, Palästina kontrolliert, Gaza und die Westbank als innere



Kolonien „verwaltet“, die Bevölkerung permanent vertreibt, enteignet, ghettoisiert, kann es keinen
Frieden und keine Gerechtigkeit geben.

Letztlich wird Gaza auch nicht von der Hamas oder irgendeiner anderen dort aktiven politischen
Kraft beherrscht, sondern vom israelischen Staat – ganz so wie Gefängnisse nicht von den
Gefangenen kontrolliert werden, selbst wenn sie sich innerhalb der Gefängnismauern „frei“
bewegen dürfen.

Als revolutionäre Marxist:innen stehen wir in entschiedener Feindschaft zur Strategie und Politik
der Hamas (wie aller islamistischer Kräfte) und ihrem politischen Regime. Ebenso lehnen wir die
willkürliche Tötung von oder Massaker an israelischen Zivilist:innen ab. Diese erleichtern es
Zionismus und Imperialismus offenkundig, ihren Großangriff auf Gaza auch in den Augen vieler
Arbeiter:innen als „Selbstverteidigung“ hinzustellen.

Es greift darüber hinaus viel zu kurz, willkürliche Tötungen von Zivilist:innen nur der Hamas oder
dem Islamismus anzulasten. Sie sind auch Ausdruck der viel umfassenderen, Jahrzehnte
andauernden Unterdrückung, der täglichen Erfahrung des Elends, Hungers, der Entmenschlichung
in Gaza durch die israelische Abriegelung. Aus der nationalen Unterdrückung wächst der Hass auf
den Staat der Unterdrücker:innen und alle, die diesen mittragen oder offen unterstützen – und dazu
gehört auch die große Mehrheit der israelischen Bevölkerung und der israelischen
Arbeiter:innenklasse.

Der politische Kampf gegen die religiöse Rechte im Lager des palästinensischen Widerstands und
die Kritik an politisch falschen oder kontraproduktiven Aktionsformen dürfen keineswegs zu einer
Abwendung vom Kampf gegen die Unterdrückung führen. Heute, wo die westliche Propaganda die
realen Verhältnisse auf den Kopf stellt, müssen wir klar zwischen der Gewalt der Unterdrückten und
der Unterdrücker:innen unterscheiden. Nur wenn die revolutionäre Linke und die
Arbeiter:innenklasse den Kampf um nationale Befreiung gegen den Zionismus und „demokratischen“
Imperialismus unterstützen, werden sie in der Lage sein, eine politische Alternative zu
islamistischen Kräften aufzubauen. Nur so werden sie eine revolutionäre Partei bilden können, die
den Kampf um nationale Befreiung mit dem um eine sozialistische Revolution verbindet.

Dies beinhaltet notwendig auch die Beteiligung am Befreiungskampf und militärisch koordinierte
gemeinsame Aktionen. Es inkludiert eine Politik der antiimperialistischen Einheitsfront mit allen
Kräften des Widerstandes. In der Westbank und Israel unterstützen wir Solidaritätsaktionen mit der
Bevölkerung Gazas. Wir unterstützen Massenprotest und Streiks gegen die Besatzung. Wir
verurteilen und bekämpfen die weiter erfolgenden Angriffe und Morde an Palästinenser:innen durch
die israelischen Sicherheitskräfte und durch bewaffnete Siedler:innen.

Wir verurteilen insbesondere auch den Einsatz von Kräften der PNA gegen Protestierende. Diese
reaktionären Angriffe auf die eigene Bevölkerung müssen enden, die Kräfte der PNA müssen mit
ihrer Rolle als Hilfspolizei des Zionismus brechen. Sie und ihre Waffen müssen Aktionsausschüssen
des palästinensischen Widerstandes unterstellt werden. Eine neue Massenintifada ist angesagt.

Doch in Palästina ist nicht nur ein gemeinsamer Kampf nötig. Die Führungen des Befreiungskampfes
verfügen selbst über keine Strategie, die eine revolutionäre Lösung bringen kann. Hamas und
Islamischer Dschihad sind kleinbürgerlich-reaktionäre, islamistische Kräfte, wobei die Hamas nicht
nur aufgrund ihrer militärischen Fähigkeiten, sondern auch aufgrund ihrer Wohlfahrtsprogramme
eine Massenbasis besitzt. Beide Organisationen verfolgen das reaktionäre Ziel einer Theokratie in
Palästina, beide verbinden Antizionismus mit Antisemitismus. Beide betrachten nicht die
Arbeiter:innenklasse als führende Klasse im Befreiungskampf, sondern ordnen diese und ihre
Klasseninteressen jenen des Kleinbürger:innentums und der Bourgeoisie unter dem Deckmantel



„islamischer Einheit“ unter. Es ist daher auch kein Zufall, dass ihre wirklichen internationalen
Verbündeten und Unterstützer:innen nicht die arabischen Massen, sondern reaktionäre islamistische
Regime wie Iran, Katar und Saudi-Arabien oder Bewegungen wie die Hisbollah sind.

Die palästinensische Linke (PFLP und DFLP) ordnet sich faktisch der Führung der Hamas politisch
unter – ganz so, wie sie sich zu Zeiten der PLO der Fatah untergeordnet hatte. Die
„Ablehnungsfront“ gegen das Osloer Abkommen, die die palästinensische Linke mit Hamas,
Dschihad und anderen Gruppen gebildet hat, ist kein bloß zeitweiliges militärisches Abkommen,
keine Form der antiimperialistischen Einheitsfront, sondern im Grunde ein strategisches Bündnis,
das einer Unterordnung der palästinensischen Arbeiter:innenklasse gleichkommt.

Den bürgerlichen Programmen und der Etappentheorie, die die palästinensische Linke vertritt,
stellen wir ein Programm der permanenten Revolution entgegen. Wir treten für einen gemeinsamen,
binationalen, sozialistischen Staat in Palästina ein, der Palästinenser:innen wie Juden und Jüdinnen
gleiche Rechte gewährt, der allen vertriebenen Palästinenser:innen das Rückkehrrecht garantiert
und auf der Basis des Gemeineigentums an Land und großen Produktionsmitteln in der Lage ist, die
Ansprüche zweier Nationen gerecht und demokratisch zur regeln. Ein solcher Kampf wird nicht
durch Reformen erreicht werden können, sondern nur durch den revolutionären Sturz des
zionistischen Staates.

In Israel und Palästina treten wir auch für die möglichst enge Einheit im Kampf mit den
antizionistischen Kräften der israelischen Linken und Arbeiter:innenbewegung ein. Nur wenn die
Arbeiter:innenklasse mit dem Zionismus bricht, kann sie sich auch selbst befreien.

Uns ist jedoch bewusst, dass die israelischen Lohnabhängigen über Jahrzehnte nicht nur an der
Unterdrückung, Vertreibung und Überausbeutung der palästinensischen Massen teilhatten, sondern
dass der Labour Zionismus wie auch die „liberalen“ Zionist:innen selbst aktiv an der Vertreibung
und Unterdrückung beteiligt waren und sind.

So wichtig und richtig es ist, Spaltungen und Brüche im zionistischen Lager auszunutzen und zu
befördern, so dürfen wir uns keinen Illusionen über die Tiefe der Bindung der israelischen
Arbeiter:innen an den Zionismus hingeben. Wir müssen uns vielmehr darüber klar sein, dass deren
Masse wahrscheinlich erst unter dem Eindruck einer tiefen Krise des zionistischen kolonialistischen
Projekts für einen Bruch mit dem Zionismus gewonnen werden kann. Daher ist die Stärke des
palästinensischen Befreiungskampfes selbst ein zentraler Motor, um überhaupt Risse im Zionismus
zu vertiefen. Die antizionistische Linke in Israel hat daher jedes Interesse am Erfolg des
palästinensischen Befreiungskampfes und muss diesen bedingungslos unterstützen.

2. Die Massen im Nahen Osten

In den arabischen Ländern, in der Türkei, im Iran wie in der gesamten Region muss die
Arbeiter:innenklasse mit ihren Kräften die Mobilisierungen gegen Israel in Solidarität mit Palästina
unterstützen. Sie muss sich dabei zugleich von reaktionären oder gänzlich verlogenen staatlichen
Institutionen abgrenzen, die die Palästinafrage für reaktionäre Zwecke oder eigene geostrategische
Interessen missbrauchen (z. B. Erdogan in der Türkei).

Daher müssen die Gewerkschaften und die Linke nicht nur unter eigenem Banner und mit eigenen
Aktionen mobilisieren. Sie müssen auch über Demonstrationen und Protestkundgebungen
hinausgehen. So sollten Transportarbeiter:innen alle Exporte nach Israel blockieren, indem sie z. B.
das Beladen von Schiffen oder Flugzeugen verweigern oder deren Abflug oder Auslaufen verhindern.

Sie müssen die Offenlegung aller wirtschaftlichen und militärischen Abkommen sowie aller



Geheimverträge mit Israel fordern, um so die wirkliche Kooperation ihrer angeblich
propalästinensischen Regierungen offenzulegen und den Stopp diese Kooperation erzwingen. Sie
müssen für die Schließung der Militärbasen der USA und ihrer Verbündeten in der Türkei und im
gesamten arabischen Raum eintreten.

Dieser Kampf gegen die verschiedenen reaktionären Regierungen muss mit dem Kampf gegen die
soziale und ökonomische Krise wie gegen die mehr oder weniger unverhüllten Diktaturen verbinden
werden, um so einen zweiten Arabischen Frühling einzuläuten – einen Arabischen Frühling, dessen
linke und proletarische Kräfte die Lehren aus dem Scheitern des ersten Anlaufs ziehen, indem sie
von Beginn an die Notwendigkeit anerkennen, eine solche Revolution permanent zu machen und
nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben. Dies erfordert, in diesen Bewegungen revolutionäre
Arbeiter:innenparteien aufzubauen, die für ein Programm der permanenten Revolution kämpfen und
für Vereinigte Sozialistische Staaten des Nahen Ostens.

3. Die Arbeiter:innenklasse im Westen

Die Solidarität mit Palästina stellt eine Aufgabe der gesamten globalen Arbeiter:innenklasse dar. Im
Krieg gegen Gaza sollten die Lohnabhängigen in allen Ländern auf die Straße gehen, ihre Solidarität
zum Ausdruck bringen und jede materielle und militärische Unterstützung Israels durch betriebliche
und gewerkschaftliche Aktionen stoppen.

Dabei kommt der Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Zentren Nordamerikas und Europas
jedoch insofern eine Schlüsselrolle zu, als diese Staaten auch die wichtigsten wirtschaftlichen und
militärischen Unterstützer und Verbündeten Israels sind. Gewerkschaften sollen ihre Mitglieder
dazu aufrufen, Waffenlieferungen an Israel zu blockieren. Lohnabhängige in aller Welt sollten den
gesamten Handel mit Israel auf dem Land-, See- und Luftweg boykottieren. Versuche, solche
Aktionen oder Kundgebungen zur Unterstützung Palästinas als antisemitisch zu bezeichnen, müssen
zurückgewiesen und entlarvt werden. Auf den Aufruf der palästinensischen Gewerkschaften darf
nicht nur mit warmen Worten, sondern muss mit Taten reagiert werden.

In diesen Staaten kämpfen wir gegen jede weitere militärische, finanzielle und ökonomische
Unterstützung des zionistischen Staates und seiner Angriffsmaschinerie. Wir fordern die
Offenlegung aller Verträge, wir kämpfen für den Stopp aller Rüstungsexporte und den Rückzug aller
entsandten Streitkräfte aus dem Nahen Osten und von der Mittelmeerküste, die als Rückendeckung
für Israel gegenüber der Hisbollah oder anderen dienen.

In diesen Ländern kämpfen wir gegen die massive rassistische antipalästinensische und
antimuslimische Hetze. Wir kämpfen gegen die Kriminalisierung der Solidaritätsbewegung mit
Palästina, wir fordern die Entkriminalisierung aller palästinensischen Organisationen und Vereine
und die Streichung der sog. Terrorlisten der EU und USA.

Die Solidarität mit Palästina erfordert in allen westlichen Ländern auch einen Kampf, um die
Arbeiter:innenklasse über die Lügen aufzuklären und die wahren Ursachen des Krieges und die
Berechtigung des Befreiungskampfes darzulegen.

Die berechtigte Trauer und das Mitgefühl mit den zivilen jüdischen Opfern des Angriffs aus Gaza
werden zur ideologischen Vorbereitung auf die Unterstützung eines Krieges gegen die dortige
Bevölkerung missbraucht, der zur Vernichtung jeden Widerstandes und zur Massenvertreibung
führen soll. Daher auch die gebetsmühlenartige Beteuerung, dass die „Solidarität mit Israel“ auch
dann nicht nachlassen dürfe, wenn „andere Bilder“ aus Gaza kommen. Ganz nebenbei erklärt der
Deutsche Bundestag auch gleich seine Unterstützung für Militärschläge im Libanon oder Syrien und
verstärkten Druck gegen den Iran.

https://menasolidaritynetwork.com/2023/10/16/an-urgent-call-from-palestinian-trade-unions-end-all-complicity-stop-arming-israel/


Dieser Hetze und Kriegstreiberei, der offiziellen „öffentlichen“ Meinung, der sich fast alle
politischen Parteien der „Mitte“ – Konservative, Liberale, Grüne, Sozialdemokratie – wie auch jene
der extremen Rechten, aber selbst die meisten linksreformistischen Organisation und die Führungen
der Gewerkschaften anschließen, müssen wir entschlossen entgegentreten.

Dies ist ein notwendiger Teil des Kampfes für eine breite, auch von der Arbeiter:innenklasse in
Europa und Nordamerika unterstützte Solidaritätsbewegung mit Palästina, die ihren Ursprung in
Nahost fand. Auch den Herrschenden ist bewusst, dass selbst in den Ländern, wo eine proisraelische
Stimmungslage vorherrscht, diese nicht ewig anhalten wird. Denn in den kommenden Wochen
werden trotz medialer Entstellung auch immer wieder und immer mehr Horrorbilder über die
Auswirkung der israelischen Bombardements mit Tausenden Toten und die Ausweglosigkeit für
Hunderttausende Flüchtlinge in Gaza zeugen.

Daher müssen wir schon heute daran arbeiten, die Lügen der Herrschenden zu entlarven, um einen
Stimmungsumschwung in der Arbeiter:innenklasse, insbesondere in den Gewerkschaften
herbeizuführen. Das wird nur möglich sein, wenn wir der Hetze durch die Medien, aber auch der
sozialchauvinistischen Politik der Führungen von Gewerkschaften, SPD und Linkspartei offen
entgegentreten und ihre Unterstützung der Angriffe auf Gaza anprangern. Nur so – wenn wir
Solidarität mit Palästina und den Kampf gegen den Chauvinismus und Rassismus der Führungen der
Arbeiter:innenbewegung miteinander verbinden – kann und wird es möglich sein, eine gemeinsame
Solidaritätsbewegung für Palästina aufzubauen, die sich auf die Migrant:innen und auf die
fortschrittlichen und internationalistischen Teile der Arbeiter:innenklasse stützt.

Sofortige Einstellung der israelischen Bombardierung und der IDF-Tötungen im
Westjordanland!

Öffnung der Grenzübergänge nach Gaza für Treibstoff, Lebensmittel, Wasser,
medizinische Hilfe und die Medien!

Ein Ende der westlichen Waffenlieferungen an Israel, Abzug der Kriegsschiffe aus der
Region!

Arbeiter:innenaktionen zur Beendigung der wirtschaftlichen und militärischen Hilfe
für Israel!

Sieg des palästinensischen Widerstands!

Für ein vereinigtes, säkulares, sozialistisches Palästina mit Gleichheit für alle seine
Bürger:innen, israelische wie palästinensische, als Teil einer sozialistischen Föderation



des Nahen Ostens!


